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Leitgedanken
Liebe Leserinnen und Leser,

„Nichts ist so beständig wie der Wandel.“ - dieses Zitat von Heraklit von Ephesus ist auch heu-
te noch genauso aktuell wie vor 2500 Jahren, wenn man sich die Entwicklung von Digitalisie-
rung und Globalisierung vor Augen führt. 

Ein bedeutender Schritt in diese Richtung ist die Einführung der E-Rechnung im B2B-Bereich 
ab dem Jahr 2025, die den digitalen Austausch und die Effizienz im Geschäftsverkehr fördert. 
Doch dies ist nur eine von vielen Änderungen und Herausforderungen, die auf Unternehmen 
zukommen. 

Um den digitalen Wandel aktiv zu gestalten, sollen künftig in Bereichen, wo bisher eine eigen-
händige Unterschrift erforderlich war, auch digitale Kommunikationsformen wie E-Mails 
anerkannt werden. Das betrifft zum Beispiel das Gewerbemietrecht, Vereinsrecht, Wirt-
schafts- und Gesellschaftsrecht sowie das Berufsrecht der Rechts- und Steuerberatung. Die 
Liste der betroffenen Bereiche aus dem geplanten Vierten Bürokratieentlastungsgesetz ist 
übrigens nicht vollständig. Es werden sicher noch weitere rechtliche Anpassungen kommen, 
um den vielfältigen Anforderungen der Digitalisierung gerecht zu werden. 

Und noch eine große Änderung steht bevor: Im Herbst 2024 soll es zusätzlich zur Steuer-ID 
für den wirtschaftlichen Verkehr die Wirtschafts-Identifikationsnummer (W-IdNr.) durch das 
Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) geben. Die Wirtschafts-Identifikationsnummer wird von 
der zuständigen Finanzbehörde beim BZSt für alle beantragt, die wirtschaftlich tätig sind.  
Langfristig sollen die Steuer-ID die traditionelle Steuernummer und die W-IdNr. die USt-ID 
ersetzen. 

Bei so vielen Veränderungen möchten wir Sie herzlich einladen, von unserem Angebot 
Gebrauch zu machen, uns zu kontaktieren, wenn Sie Beratung benötigen oder Fragen zu 
Ihrem steuerlichen Sachverhalt haben. Gerne unterstützen wir Sie bestmöglich bei der Errei-
chung Ihrer steuerlichen Ziele. 

Wir sind für Sie da, wenn Sie uns brauchen! 

Viele Grüße,

Bitte scannen Sie den QR-Code, um die Kontaktdaten abzuspeichern.

Dr. Dominic Paschke
Partner
Steuerberater
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ter, Ärzte und PV-Anlagenbetreiber. Es 
sind noch nicht sämtliche Einzelfragen 
geklärt, evtl. gibt es noch einen weiteren 
Zeitaufschub. Es wird noch eine Klar-
stellung des Bundesfinanzministeriums 
(BMF) erwartet.

Ebenfalls ist der Versand von E-Rech-
nungen grundsätzlich für sämtliche 
Unternehmen verpflichtend. Hierbei 
gibt es Übergangsregelungen, die wie 
folgt aussehen:

•	 Unternehmen mit einem Vor-
jahresumsatz > 800.000 € im 
B2B-Bereich müssen ab 1.1.2027 
E-Rechnungen versenden. Bis 
31.12.2026 dürfen es noch „sons-
tige Rechnungen“ sein, z. B. Papier-
rechnung, PDF-Rechnung.

•	 Unternehmen mit einem Vorjah-
resumsatz < 800.000 € im B2B-
Bereich dürfen bis 31.12.2027 noch 
„sonstige Rechnungen“ versenden.

•	 Ab 1.1.2028 müssen alle Unterneh-
men im B2B-Bereich E-Rechnun-
gen auch versenden können.

Wer zwischen dem 1.1.2025 und dem 
31.12.2027 noch keine E-Rechnung 
nutzt, aber ein anderes digitales Format 
(wie z. B. die Rechnung im PDF-Format) 
versendet, benötigt die Zustimmung 
des Empfängers.

Keine E-Rechnungspflicht gibt es im 
B2B-Bereich grundsätzlich für nicht 
steuerbare oder steuerfreie Lieferun-
gen und Leistungen, Kleinbetragsrech-
nungen unter 250 € und Fahrausweise. 
Für das Privatkundengeschäft (B2C) ist 
derzeit keine E-Rechnungspflicht 
geplant.

Wer seiner Verpflichtung zur Teilnahme 
am E-Rechnungsverkehr nicht wie vor-
geschrieben oder zu spät nachkommt, 
riskiert unter Umständen steuerliche 
Nachteile und auch Bußgelder von bis 
zu 5.000 €.

In Deutschland wird die Ausstellung 
elektronischer Rechnungen im Ge-
schäftsverkehr zwischen Unternehmen 
(B2B) zukünftig verpflichtend. Diese 
Änderung ist Teil des sog. Wachstums-
chancengesetzes, welches am 
22.3.2024 die letzte parlamentarische 
Hürde genommen hat.

Betroffen sind Lieferungen und Leis-
tungen zwischen Unternehmen, wenn 
beide in Deutschland ansässig sind. Die 
Ansässigkeit wird definiert durch Sitz, 
Geschäftsleitung oder Betriebsstätte 
im Inland. Bei der inländischen Betriebs-
stätte eines ausländischen Unterneh-
mens muss im Inland ein Teil der 
Umsätze von der Betriebsstätte aus 
realisiert werden. Bei Unsicherheiten 
empfiehlt es sich, steuerlichen Rat ein-
zuholen.

Eine E-Rechnung ist eine in einem spe-
ziellen Format ausgestellte, übermittel-
te und empfangene Rechnung, die eine 
automatische Verarbeitung ermöglicht. 
Das Format muss einer EU-Norm ent-
sprechen. Ausnahmen für bestimmte 
Formate können gemacht werden, 

sofern die erforderlichen Angaben in 
maschinenlesbarer Form vorliegen. Zu 
den zulässigen Formaten gehören bei-
spielsweise XRechnung als rein maschi-
nenlesbares Format und ZUGFeRD als 
hybrides Format, welches eine Kombi-
nation aus maschinenlesbaren Daten 
und einer für das menschliche Auge 
lesbaren PDF-Rechnung darstellt. Das 
teilweise bereits von Unternehmen 
genutzte EDI-Verfahren bleibt zulässig, 
könnte jedoch künftig Anpassungen 
erfordern.

Eine reine PDF-Rechnung 
ist ab 1.1.2025 keine elek-
tronische Rechnung mehr, 
sondern eine „sonstige 
Rechnung“.

Achtung

Sämtliche Unternehmen ohne Ausnah-
me müssen ab 1.1.2025 in der Lage 
sein, elektronische Rechnungen zu 
empfangen. Nach derzeitigem Kennt-
nisstand betrifft dies z. B. auch Vermie-

Die E-Rechnung für Unternehmen ab 1.1.2025

Unternehmensbesteuerung
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schaftsjahre nach dem 31.12.2023 
angehoben. 

•	 Ferner gibt es Änderungen im 
Körperschaftsteuer- und Umwand-
lungssteuergesetz.

•	 Die Freigrenze für private Veräu-
ßerungsgeschäfte erhöht sich ab 
2024 auf 1.000 € und der Pausch-
betrag für Berufskraftfahrer auf 

Das sog. Wachstumschancengesetz 
(WCG) ist am 28.3.2024 in Kraft getre-
ten. Die Änderungen gelten größtenteils 
rückwirkend ab 2023 bzw. zum 1.1.2024, 
in Teilen aber auch erst ab 1.1.2025 oder 
später. Einige Steuerentlastungen sind 
zeitlich befristet. Die beschlossenen 
Maßnahmen betreffen vor allem Unter-
nehmen und Investoren, aber auch 
Arbeitnehmer und Rentner.

Neben der Einführung der E-Rechnung 
für Unternehmen im B2B-Bereich nach-
folgend ein kurzer Überblick über weitere 
wichtige Änderungen:
•	 Unternehmen können ab 1.1.2024 

Geschenke für Geschäftspartner 
bis zu 50 € als gewinnmindernde 
Betriebsausgabe absetzen.

•	 Der berücksichtigungsfähige Brut-
tolistenpreis für elektrische Dienst-
wagen wurde auf 70.000 € erhöht.

•	 Ab 2025 hat der Arbeitgeber die 
sog. Fünftelregelung nicht mehr 
im Lohnsteuerabzugsverfahren 
zu berücksichtigen. Diese ist dann 
ausschließlich durch den Arbeit-
nehmer in seiner Einkommensteu-
ererklärung in Ansatz zu bringen 
(siehe gesonderter Beitrag in dieser 
Ausgabe).

•	 Die bereits ausgelaufene Befris-
tung der degressiven AfA auf 
bewegliche Wirtschaftsgüter 
des Anlagevermögens wurde für 
Anschaffungen zwischen dem 
1.4.2024 und 31.12.2024 wieder 
eingeführt, max. jedoch den zwei-
fachen Wert der linearen AfA bzw. 
20 %. 

•	 Kleinunternehmer brauchen i.d.R. 
ab 2024 keine Umsatzsteuererklä-
rung abzugeben.

•	 Die Schwelle für die Abgabever-
pflichtung einer Umsatzsteuer
voranmeldung wird ab 2025 erhöht 
auf 2.000 €.

•	 Die Möglichkeit zur Versteuerung 
nach vereinnahmten Entgelten wird 
ab 2024 auf 800.000 € erhöht.

•	 Die Schwellenwerte zur Buchfüh-
rungspflicht werden ebenfalls auf 
800.000 € Umsatz bzw. 80.000 € 
Gewinn für Gewerbebetriebe sowie 
Land- und Forstwirtschaft für Wirt-

Wachstumschancengesetz – ein kurzer Überblick

9 €/Tag. Die Rentenbesteuerung 
wird für neue Rentenjahrgänge um 
0,5 % reduziert und der Alters-
entlastungsbetrag entsprechend 
angepasst. Bei Forschungs- und 
Entwicklungsvorhaben sind jetzt 
auch Investitionskosten förder-
fähig.
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rechnen, dass die Regelungen am Tag 
nach der Verkündung des Gesetzes in 
Kraft treten, wobei die Verkürzung ana-
log zum Wachstumschancengesetz nur 
für Neufälle gelten wird und nicht für be-
reits bestehende Aufbewahrungsfristen.

In vielen Einzelfällen können 
trotzdem längere Aufbe-
wahrungsfristen gelten, z. B. 
bei vorläufiger Steuerfest-
setzung, einer begonnenen 
Außenprüfung oder steu-
erstraf- und bußgeldrecht-
lichen Ermittlungen, von 
denen der Betroffene Kennt-
nis hat. Hieran wird sich nach 
derzeitigem Sachstand 
nichts ändern. Die Vernich-
tung von Buchungsbelegen 
und sonstigen Unterlagen im 
geschäftlichen Verkehr sollte 
nur nach Rücksprache mit 
dem steuerlichen Berater 
erfolgen.

Achtung

Dem digitalen Wandel soll dadurch Rech-
nung getragen werden, dass dort, wo 
bislang das Schriftformerfordernis gilt 
(eigenhändige Unterschrift), künftig die 
Textform (E-Mail etc.) ausreichen soll. 
Änderungen dazu soll es im Gewerbe-
vertragsmietrecht, Vereinsrecht, Wirt-
schafts- und Gesellschaftsrecht sowie 
im Berufsrecht der rechts- und steuer-
beratenden Berufe geben. Diese Auf-
zählung ist nicht abschließend.

Für Unternehmen mit einer Umsatz-
steuerschuld von über 9.000 € pro Jahr 
(bislang 7.500 € pro Jahr) soll sich der 
Voranmeldungszeitraum für die Umsatz-
steuervoranmeldung von quartalsweise 
auf monatlich ändern und ab dem auf die 
Verkündung folgenden Quartal gelten.

Für Wiederverkäufer, welche die Diffe-
renzbesteuerung anwenden (Versteue-
rung der Differenz zwischen Einkaufs- 
und Verkaufspreis), ist eine Anhebung 
der Bagatellgrenze auf 750 € geplant 
(bislang 500 €).

Das Bundeskabinett hat am 13.3.2024 
den Regierungsentwurf für ein Viertes 
Bürokratieentlastungsgesetz beschlos-
sen. Der Zeitpunkt der Verabschiedung 
im Bundestag sowie die Zustimmung 
des Bundesrates sind noch offen.

In Planung sind eine Reihe von Maßnah-
men, deren Schwerpunkte folgenden 
Bereichen zuzuordnen sind, wobei hier 
auf zwei exemplarisch eingegangen 
werden soll:

•	 Verkürzung der Aufbewahrungs-
fristen für Buchungsbelege im Han-
dels- und Steuerrecht

•	 verschiedene Maßnahmen zur 
Förderung des digitalen Wandels

Änderungen mit steuerlichem Bezug soll 
es – ohne Anspruch auf Vollständigkeit 
– wie folgt geben: 

Die derzeit noch geltende Aufbewah-
rungsfrist für Buchungsbelege von 10 
Jahren soll auf 8 Jahre verkürzt werden. 
Die umsatzsteuerliche Frist zur Aufbe-
wahrung von Rechnungen wird ebenfalls 
auf 8 Jahre angepasst. Es ist damit zu 

Das Vierte Bürokratieentlastungsgesetz soll kommen – die Kernpunkte
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macht, muss keine Aufzeichnung über 
die einzelnen Fahrten mit dem Fahr-
zeug erfolgen; bei hohen Bruttolisten-
preisen oder geringer privater Fahr-
zeugnutzung kann dies sehr kostspielig 
werden.

Alternativ kann ein Fahrtenbuch 
geführt werden, in dem alle Fahrten 
dokumentiert werden müssen, was 
sich wirtschaftlich lohnen kann. 
Entscheiden sich Unternehmen und 
Mitarbeiter für die Aufzeichnung, wer-
den die Kosten für das Fahrzeug ent-
sprechend der betrieblich und privat 
veranlassten Fahrten nach Kilometern 
aufgeteilt und dem Mitarbeiter die 
Kosten der privat veranlassten Fahrten 
einschließlich eines Zuschlags für die 
Wege zwischen Wohnung und Arbeits-
stätte als geldwerter Vorteil zugerech-
net. Das Risiko eines nicht ordnungs-
gemäß geführten Fahrtenbuchs liegt 
beim Unternehmen bzw. beim nutzen-
den Mitarbeiter. 

Die unentgeltliche oder verbilligte 
Überlassung eines PKW durch einen 
Arbeitgeber an angestellte Geschäfts-
führer oder Mitarbeiter auch zu priva-
ten Zwecken führt beim Nutzer zu 
einem sog. geldwerten Vorteil. Der Be-
günstigte erspart sich Aufwendungen, 
die er durch Anschaffung und Unter-
haltung eines Fahrzeugs ansonsten 
hätte. Daher wird das Gehalt bzw. der 
Lohn des Mitarbeiters fiktiv um den 
Nutzungsvorteil erhöht, mit der Folge, 
dass höhere Einkommensteuer sowie 
ggf. höhere Sozialversicherungsbeiträ-
ge, Kirchensteuer und Solidaritätszu-
schlag vom Mitarbeiter zu zahlen sind.

Die Berechnung des geldwerten Vor-
teils erfolgt oft über die sog. Vereinfa-
chungsregel. Hierbei hängt die Bemes-
sungsgrundlage vom Bruttolistenpreis 
ab und davon, ob ein Elektrofahrzeug 
oder eines mit Verbrennungsmotor zur 
Verfügung gestellt wird. Wird von der 
Vereinfachungsregel Gebrauch ge-

Zu den Anforderungen an ein ordnungsgemäßes elektronisches Fahrtenbuch

Kein Werbungskostenabzug für Prozesskosten zur Erlangung nachehelichen 
Unterhalts

Alle Steuerzahler

Prozesskosten für die Durchführung 
eines Klageverfahrens auf Erhalt bzw. 
Erhöhung der Unterhaltszahlung gegen 
ihren geschiedenen Ehemann Wer-
bungskosten darstellen können. Dies 
hatte das zuständige Finanzgericht in 
erster Instanz so entschieden. 

Mit Urteil vom 18.10.2023 hat der BFH 
die Abziehbarkeit der Prozesskosten als 
Werbungskosten abgelehnt und das 
Verfahren an das Finanzgericht zwecks 
Entscheidung zurückverwiesen. Dieses 
hat nun zu prüfen, ob zumindest die 
Voraussetzungen für die Abzugsfähig-
keit der Prozesskosten als „außerge-
wöhnliche Belastung“ im Rahmen der 
Einkommensbesteuerung vorliegen. 

Die Ablehnung des Werbungskostenab-
zugs bei Prozesskosten begründete der 
BFH damit, dass keine unmittelbare Ver-
bindung zwischen Unterhaltszahlungen 
als „sonstige Einkünfte“ und den 
entstandenen Prozesskosten besteht. 
Vielmehr muss der Zahlende erst einmal 
den Willen des Sonderausgabenabzugs 
im Rahmen der Einkommensteuererklä-
rung haben und der Zahlungsempfänger 
dann auch noch zustimmen. Selbst, 
wenn der Zahlungsempfänger bereits im 
Voraus für mehrere Jahre zugestimmt 
hat, ändert sich an der Betrachtungswei-
se wegen des erforderlichen Antrags des 
Zahlenden nichts.

Die Zahlungen von Trennungs- oder 
nachehelichem Unterhalt an den dau-
ernd getrennt lebenden oder geschie-
denen Ehepartner können Sonderaus-
gaben im Rahmen der Einkommen-
steuer darstellen. Voraussetzung dafür 
ist, dass der Zahlungsempfänger diesen 
Betrag in seiner Einkommensteuererklä-
rung als sog. „sonstige Einkünfte“ ver-
steuert. Hierzu muss der Zahlende den 
Sonderausgabenabzug beantragen und 
auch die Zustimmung des Zahlungs-
empfängers vorlegen, dass dieser die 
erhaltenen Unterhaltszahlungen als 
„sonstige Einkünfte“ versteuert. 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte sich 
mit der Frage zu befassen, ob die einer 
Unterhaltsempfängerin entstandenen 
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Der Gesetzgeber nimmt an, 
dass Personen, die Nahrungs-
mittel und Getränke gewerb-
lich verkaufen, diese auch pri-
vat konsumieren. Bei privatem 
Verzehr oder Verbrauch müs-
sen Einzelaufzeichnungen 
über die entnommenen Wer-
te buchhalterisch erfasst wer-
den. Dieser Aufwand lohnt 
sich in der Regel nur bei gerin-
gem Eigenverbrauch. 

Aus Vereinfachungsgründen hat der 
Gesetzgeber deshalb Sachentnahme-
Pauschalwerte eingeführt, die sich je 
nach Betriebszweig unterscheiden. Wer 
eine Gaststätte, egal welcher Art, ein 
Café, eine Bäckerei, Konditorei, Fleische-
rei, einen Einzelhandel für Lebensmittel 
oder Getränke, Obst- oder Gemüseein-
zelhandel oder Milcherzeugnis- oder 

Eiereinzelhandel betreibt, findet in der 
Liste des BMF die für ihn gültigen Sach-
entnahmewerte. Eine Einzelaufzeich-
nung ist bei Verwendung des Pauschal-
wertes nicht notwendig.

Der Bäckereiinhaber wird auch nicht als 
Lebensmitteleinzelhändler qualifiziert, 
wenn er zusätzlich einen Kühlschrank im 
Verkaufsraum stehen hat, aus dem er 
z. B. Milch, Käse und Eier verkauft und die 
Einnahmen hieraus von untergeordneter 
Bedeutung sind. Es ist nur ein Pauschbe-
trag anzusetzen, und zwar der höhere 
von beiden.

Immer einzeln aufgezeichnet und in der 
Buchhaltung erfasst werden müssen 
Entnahmen, die nicht Nahrungsmittel 
oder Getränke sind, z. B. Tabak, Zeit-
schriften, Bekleidung oder Elektroartikel.

Das Bundesministerium der Finanzen 
(BMF) hat mit Schreiben vom 12.2.2024 
die für das Kalenderjahr 2024 geltenden 
Pauschalbeträge bei Sachentnahmen 
(unentgeltliche Wertabgaben) für Nah-
rungsmittel und Getränke mitgeteilt. 
Hierbei handelt es sich um Jahresbeträ-
ge. Bei monatlicher Buchung sind die 
Beträge zu zwölfteln.

Pauschbeträge für Sachentnahmen 2024

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat durch 
Beschluss vom 12.1.2024 (XI B 37/23) 
erneut bestätigt, dass eine Datei, in 
der die Inhalte von handschriftlich fest-
gehaltenen Fahrten eingetragen wer-
den, nur dann ein elektronisches Fahr-
tenbuch darstellt, wenn nachträgliche 
Veränderungen direkt in der Datei ein-
schließlich Datum und Uhrzeit ersicht-
lich sind.

Zunehmend werden elektronische 
Fahrtenbücher geführt. Das Finanzge-
richt Düsseldorf hat mit Urteil vom 
24.11.2023 (3 K 1887/22 H(L)) erneut 
festgestellt, dass Eintragungen nicht 
erst Tage oder Wochen nach den Fahr-
ten erfolgen dürfen, auch nicht auf 
Notizzetteln, von denen dann erst 
später eine Übertragung in ein manu-
elles oder elektronisches Fahrtenbuch 
erfolgt.

Eine einfache Word- oder 
Excel-Datei reicht demnach 
nicht aus.

Achtung

200.000 €, ab dem 1.4.2025 wird sie 
nochmals abgesenkt auf 175.000 €. Bei 
Geburten vom 1.9.2021 bis zum 
31.3.2024 lag die Einkommensgrenze 
bei 300.000 € für Paare und 250.000 € 
für Alleinerziehende. Diese Unterschei-
dung, ob Paar oder alleinerziehend, ent-
fällt künftig ebenfalls.

Das für das Elterngeld maßgebende zu 
versteuernde Einkommen ist nicht mit 
dem Bruttogehalt oder Unternehmens-

gewinn gleichzusetzen, denn das zu 
versteuernde Jahreseinkommen wurde 
zuvor bereits um begrenzte bzw. unbe-
grenzte Abzüge wie Werbungskosten, 
Vorsorgepauschalen und andere Son-
derausgaben sowie ggf. außergewöhn-
liche Belastungen gemindert.

Die parallele Bezugsmöglichkeit von 
Basiselterngeld beider Elternteile wird 
nun neu auf nur noch einen Monat redu-
ziert. Bislang waren es zwei Monate. Wird 

Beim Bezug von Elterngeld hat der 
Gesetzgeber für Geburten ab dem 
1.4.2024 einige Änderungen vorgenom-
men. Bei Geburten bis zum 31.3.2024 
und laufende Elterngeldbezugsräume 
bleibt es bei den bisherigen Regelungen.

Was hat sich geändert? Die Obergrenze 
für das zu versteuernde Jahreseinkom-
men, ab der kein Anspruch mehr auf 
Elterngeld besteht, wird angepasst. Seit 
dem 1.4.2024 liegt die Grenze bei 

Änderungen beim Elterngeld ab dem 1.4.2024
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erklärung für das Jahr abzugeben. In 
der Lohnsteuerbescheinigung waren 
solche Beträge gesondert ausgewie-
sen und dies wird auch künftig so blei-
ben.

Diese Tarifermäßigung im Lohnsteuer-
abzugsverfahren durchzuführen, 
entfällt ab dem Veranlagungsjahr 2025 
für Arbeitgeber. Das bedeutet, dass 
Arbeitnehmer in den vorgenannten 
Konstellationen zukünftig einen höhe-
ren steuerlichen Abzug haben werden. 
Sie können sich aber zu viel gezahlte 
Lohnsteuer im Rahmen der einkom-
mensteuerlichen Veranlagung durch 
Abgabe einer Einkommensteuererklä-
rung vom Finanzamt zurückholen.

Im Rahmen des sog. Wachstumschan-
cengesetzes wurde als Maßnahme des 
Bürokratieabbaus für Unternehmen 
auch der Wegfall der sog. „Fünftelrege-
lung“ beschlossen. Bisher waren be-
sondere Arbeitslöhne, die z. B. für 
mehrere Jahre geballt in einem Betrag 
abgerechnet wurden oder zu zahlende 
Abfindungen, bereits im Rahmen der 
Durchführung des Lohnsteuerabzugs-
verfahrens von einer Tarifermäßigung 
begünstigt. Der Arbeitnehmer bekam 
also netto mehr ausgezahlt als ihm 
nach seinen Lohnsteuerabzugsmerk-
malen eigentlich für den Monat der 
Abrechnung zustünde. Der Arbeitneh-
mer war in einem solchen Fall jedoch 
verpflichtet, eine Einkommensteuer-

Wegfall der „Fünftelregelung“ – was dies für Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer bedeutet

dauer liegt zwischen 12 und maximal 28 
Monaten.

gleichwohl eine längere gemeinsame 
Elternzeit gewählt, erhält der zweite 
Elternteil kein Elterngeld mehr. Außer-
dem muss die parallele Elternzeit inner-
halb der ersten zwölf Lebensmonate des 
Kindes genommen werden.

Ausnahmen gibt es auf Antrag bei Mehr-
lingsgeburten, Neugeborenen mit 
Behinderung oder bereits vorhandenen 
Kindern mit Beeinträchtigungen. Hier 
kann weiter parallel nach Bedarf die El-
ternzeit in Anspruch genommen werden.

Das Basiselterngeld beträgt zwischen 
300 € und 1.800 € monatlich. Die 
Bezugsdauer hängt von der gewählten 

Elterngeldvariante ab. Außer dem Basis-
elterngeld gibt es das ElterngeldPlus und 
den Partnerschaftsbonus, die Bezugs-

Arbeitnehmer müssen ab 
2025 also von sich aus tätig 
werden. Ansonsten kann 
viel Geld beim Finanzamt 
verbleiben, welches dem 
Arbeitnehmer zusteht. Hie-
rauf sollten Arbeitgeber ihre 
Arbeitnehmer hinweisen. 
Vor der Vereinbarung von 
Abfindungen sollte künftig 
nicht nur rechtlicher, son-
dern auch steuerlicher Rat 
eingeholt werden.

Achtung

nahmegebühren eine Höchstgrenze, da-
mit ein gemeinnütziger Verein für mög-
lichst viele Menschen zugänglich ist.
Bei einem Verein war bisher eine Förde-
rung der Allgemeinheit anzunehmen, 
wenn die Mitgliedsbeiträge und Mit-
gliedsumlagen zusammen im Durch-
schnitt 1.023 € je Mitglied und Jahr und 
die Aufnahmegebühren für die im Jahr 

aufgenommenen Mitglieder im Durch-
schnitt 1.534 € nicht übersteigen.

Diese Höchstgrenzen wurden nun ange-
hoben, und zwar auf 1.440 € für die Mit-
gliedsbeiträge und auf 2.200 € für die 
Aufnahmegebühren. Mit der Anhebung 
der Beträge soll der Inflation Rechnung 
getragen werden.

Bund und Länder haben sich auf eine 
Anhebung der Höchstgrenzen der Mit-
gliedsbeiträge sowie der Aufnahmege-
bühren gemeinnütziger Vereine geeinigt.

Gemeinnützige Vereine müssen mit 
ihrer Vereinstätigkeit die Allgemeinheit 
fördern, z. B. durch Sportangebote. Des-
halb gilt für Mitgliedsbeiträge und Auf-

Gemeinnützigkeit: Höchstgrenze für Mitgliedsbeiträge erhöht
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ließen sie die Wohnung unentgeltlich der 
Mutter der Klägerin. Die Mutter starb im 
Jahr 2016. Die Kläger verkauften die 
Wohnung noch im Jahr 2016 zum Preis 
von 220.000 €. Das Finanzamt ermittelte 
einen Spekulationsgewinn von 33.000 €, 
den es hälftig jeweils den beiden Klägern 
zurechnete. Eine Steuerbefreiung für 
den Verkauf selbst genutzter Immobilien 
kam nach Auffassung des Finanzamts 
nicht in Betracht.

Der BFH wies die Klage ab. Der Verkauf 
der Eigentumswohnung erfolgte inner-
halb der zehnjährigen Spekulationsfrist. 
Die Kläger erzielten aus dem Verkauf 
einen Gewinn, so dass ein Spekulations-
gewinn entstanden ist. Dieser Spekula-
tionsgewinn war auch steuerpflichtig, 
weil die Steuerbefreiung für selbstge-
nutzte Immobilien nicht greift. 

Eine Selbstnutzung liegt grundsätzlich 
nur dann vor, wenn der Steuerpflichtige 
die Immobilie im Zeitraum zwischen 

Anschaffung bzw. Fertigstellung und Ver-
äußerung selbst genutzt oder wenn er 
sie im Jahr der Veräußerung und in den 
beiden vorherigen Jahren zu eigenen 
Wohnzwecken genutzt hat. Als Selbst-
nutzung zählt es auch, wenn der Steuer-
pflichtige die Immobilie seinem Kind, 
welches einkommensteuerlich bei ihm 
berücksichtigt wird, unentgeltlich über-
lässt. Denn dem Steuerpflichtigen 
obliegt die Unterbringung des eigenen 
Kindes. Dieser Grundsatz gilt jedoch 
nicht im Falle der unentgeltlichen Über-
lassung an andere Angehörige wie z. B. 
die Eltern oder Schwiegereltern.

Ein steuerpflichtiger Spekulationsgewinn 
aus dem Verkauf einer Immobilie entfällt 
nicht deshalb aufgrund vorheriger Eigen-
nutzung, weil die Immobilie vor dem Ver-
kauf der Mutter oder Schwiegermutter 
des Steuerpflichtigen unentgeltlich 
überlassen worden ist. Die unentgeltli-
che Überlassung stellt keine Nutzung zu 
eigenen Wohnzwecken dar, bei der nach 
dem Gesetz ein Spekulationsgewinn 
nicht versteuert werden müsste.

Der Gewinn aus dem Verkauf von Immo-
bilien des Privatvermögens innerhalb der 
zehnjährigen Spekulationsfrist ist 
steuerpflichtig. Nach dem Gesetz wer-
den jedoch selbst genutzte Immobilien 
von der Steuerpflicht für Spekulations-
gewinne grundsätzlich ausgenommen.

Die Kläger sind Eheleute und erwarben 
im Jahr 2009 zum Preis von ca. 
187.000 € (einschließlich Nebenkosten) 
eine Eigentumswohnung, die noch zu 
errichten war. Nach Fertigstellung über-

Spekulationsgewinn aus dem Verkauf von Immobilien

Immobilien

Der BFH legt den Begriff der 
Nutzung zu eigenen Wohn-
zwecken eng aus, weil es sich 
um eine Steuerbefreiung 
handelt. Entweder der Steu-
erpflichtige selbst oder sein 
Kind, das einkommensteuer-
lich beim Steuerpflichtigen 
berücksichtigt wird, muss 
die Immobilie selbst nutzen. 
Der Steuerpflichtige kann die 
Immobilie auch zusammen 
mit seinem Kind nutzen.
Wird die Immobilie jedoch 
nicht ausschließlich dem 
eigenen Kind überlassen, 
sondern zugleich auch un-
entgeltlich dessen Kindes-
mutter bzw. Kindesvater, 
ist der Spekulationsgewinn 
steuerpflichtig. Für die Steu-
erbefreiung genügt es eben-
falls nicht, wenn der Steuer-
pflichtige unter der Anschrift 
der Immobilie lediglich mit 
seinem Wohnsitz gemeldet 
ist, sich dort jedoch nur für 
Besuche aufhält.

Hinweis
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Privatbereich eine Haushaltshilfe be-
schäftigt, wird drei W-IdNr. erhalten, die 
sich innerhalb der letzten fünf Ziffern 
unterscheiden. Die W-IdNr. wird der 
Unternehmen bereits bekannten 
Umsatzsteuer-Identifikationsnummer 
(USt-ID) nachgebildet werden. Die 
W-IdNr. soll die USt-ID ersetzen.

Sieht ein Gesetz die Angabe der 
W-IdNr. vor, so kann der Steuerpflichtige 
diese Vorgänge erst ab dem Zeitpunkt 
durchführen, zu dem er bereits über die 
W-IdNr. verfügt.

Bereits im Jahr 2003 wurde beschlos-
sen, dass zur besseren Unterscheidbar-
keit in steuerlichen Angelegenheiten 
zwischen privater und geschäftlicher 
Sphäre eine spezielle Steuernummer 
vergeben werden sollte. Ab 2008 wurde 
für alle Bundesbürger die Steuer-Identi-
fikationsnummer (Steuer-ID) einge-
führt. Sie wird bereits Kindern nach der 
Geburt zugeteilt und ist lebenslang 
gültig. Die Steuer-ID ist bei den Finanz-
behörden mit den unterschiedlichen 
Steuernummern der verschiedenen 
Steuerarten, z. B. Einkommensteuer, 
Umsatzsteuer etc. verknüpft. Die 
Steuernummer ändert sich z. B. durch 
Umzug in den Zuständigkeitsbereich 
eines anderen Finanzamtes, die Steuer-
ID hingegen nicht. Langfristig soll die 
Steuer-ID die Steuernummer ersetzen.

Im Herbst 2024 soll nun zusätzlich für 
den wirtschaftlichen Verkehr die Wirt-
schafts-Identifikationsnummer 
(W-IdNr.) durch das Bundeszentralamt 
für Steuern (BZSt) vergeben werden. 
Diese wird durch die zuständige Finanz-
behörde beim BZSt für wirtschaftlich 
Tätige beantragt.

Eine W-IdNr. erhalten einerseits Perso-
nenvereinigungen und juristische Per-
sonen, z. B. GmbH, Genossenschaften 
und Aktiengesellschaften, andererseits 
aber auch natürliche Personen, die wirt-
schaftlich tätig sind, z. B. Freiberufler 

oder gewerblich Tätige. Weiterhin wird 
jeder Arbeitgeber eine W-IdNr. erhalten, 
auch der Privathaushalt mit einer bei 
der Minijob-Zentrale angemeldeten 
Haushaltshilfe.

Die gesetzliche Regelung sieht aller-
dings vor, dass bei mehreren unter-
schiedlichen wirtschaftlichen Betäti-
gungen einer Person die letzten 5 Zif-
fern der W-IdNr. variieren. Wer also z. B. 
als Einzelhandelskaufmann ein Laden-
geschäft unterhält, weiterhin mehrere 
Ferienwohnungen vermietet und im 

Einführung der Wirtschafts-Identifikationsnummer im Herbst 2024 für 
wirtschaftlich Tätige

Wirtschaft und Recht
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Niederlassung Telefon E-Mail
Koblenz +49 261 304280 koblenz@nexia.de
Köln +49 221 207000 koeln@nexia.de
Mannheim +49 621 40549900 mannheim@nexia.de
München +49 89 290640 muenchen@nexia.de
Zell +49 6542 963000 zell@nexia.de

Steuerart Fälligkeit
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.07.20241 10.08.20242 10.09.20242

Umsatzsteuer 10.07.20243 10.08.20244 10.09.2024
Ende der Schonfrist obiger Steuer-
arten bei Zahlung durch:

Überweisung5

Scheck6

15.07.2024 15.08.2024 13.09.2024
10.07.2024 10.08.2023 10.09.2024

Gewerbesteuer entfällt 15.08.2024 entfällt
Grundsteuer entfällt 15.08.2024 entfällt
Ende der Schonfrist obiger Steuer-
arten bei Zahlung durch:

Überweisung5

Scheck6

entfällt 19.08.2024 entfällt
entfällt 15.08.2024 entfällt

Sozialversicherung7 26.07.2024 29.08.2024 26.09.2024

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag
Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritäts-

zuschlag sind zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an 
den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

1	 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das vorangegangene Kalendervierteljahr.
2	 Für den abgelaufenen Monat.
3	 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne Dauerfristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr.
4	 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr.
5	 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) ab-

gegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säum-
niszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

6	 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächti-
gung erteilt werden.

7	 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftver-
fahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fällig-
keit vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehalts-
daten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feier-
tagen fällt.

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern fällig werden:

Steuertermine 
Juli/August/September 2024

Niederlassung Telefon E-Mail
Berlin +49 30 8857790 berlin@nexia.de
Chemnitz +49 371 383810 chemnitz@nexia.de
Dresden +49 351 8118030 dresden@nexia.de
Düsseldorf +49 211 171700 duesseldorf@nexia.de
Frankfurt +49 69 1700000 frankfurt@nexia.de
Halle (Saale) +49 345 4700400 halle@nexia.de


